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Sozialpolitik

Gesellschaftspolitische Probleme 

der Mitbestimmung
Manfred^örner, Hamburg

Sozialpolitische Fragen bilden für die deutschen Wirtschaftspolitiker ein heißes Eisen, das man erst dann 
anzufassen geneigt ist, wenn es fast zu spät ist. Auch die große Koalition macht hier keine Ausnahme. Sie 
hat die Erwartungen, die alle Gruppen in sie setzten, nicht erfüllt. Nun soll vor Ablauf der Legislaturperiode 
neben der Rentenversicherung und der Vermögensbildung auch noch die qualifizierte Mitbestimmung geregelt 
werden. Gerade diese überaus schwierigen Probleme dürften sich in der verbleibenden Zeit aber kaum noch 
zufriedenstellend lösen lassen.*)

M it dem nahenden Ende der fünften Legislatur­
periode ist die Diskussion um die Ausweitung 

der wirtschaftlichen Mitbestimmung erneut in  ein 
Stadium getreten, das an ideologischer Schärfe und 
Heftigkeit jeden Vergleidi mit der Zeit vor ihrer ge- 
setzlidien Einführung aushält.

Die Gründe liegen auf der Hand. Allerdings dürfte 
die gegenwärtige politische M aditkonstellation inner­
halb der Großen Koalition ein zweites „1951", als der 
Streikdrudi der Gewerksdiaften den widerstrebenden 
Bundestag zu legislatorisdier Fleißarbeit anspornte 
und das Mitbestimmungsgesetz erzwang, kaum zulas­
sen.
Eben dieses Modell der Montanmitbestimmung und 
seine sozio-ökonomisdie Bewährung bzw. Niditbewäh- 
rung stehen im Brennpunkt der Kontroverse. Die Frage, 
inwieweit die Mitbestimmung positive oder negative 
Produktivitäts- und Rentabilitätsändenm gen hervor­
gerufen hat, ob sie die Strukturkrise an Rhein und 
Ruhr auslöste, sie versdiärfte, übermäßig hinauszö­
gerte oder ob sie Sdilimmeres verhütete, hat •— 
abgesehen von der w issensdiaftlidien U nhaltbarkeit 
derartig monokausaler Erklärungen angesidits der so- 
zio-ökonomisdien Interdependenzen — nur sekundäre 
Bedeutung. W eitaus gravierender ist die gesellsdiafts- 
poiitisdie Problematik.

G ESELLSC H A FTSPO LIT ISC H E PROBLEM ATIK

Die gew erksdiaftlidie Forderung nadi Ausweitung der 
Montanmitbestimmung auf alle Großunternehmen im­

pliziert letztlidi eine gewisse Skepsis gegenüber den 
überkommenen Ordnungsprinzipien der bisherigen 
W irtsdiaftsweise. Dabei geht es offenbar weniger um 
eine Kritik an dem gesellsdiaftspolitisdien W ertsy­
stem als um eine untersdiiedlidie Auffassung über den 
„rediten W eg“ zur Realisierung dieser W erte. Die Art 
und Weise, wie in  einer Gesellsdiaft produziert und 
konsum iert wird, ist jedoch keine Angelegenheit von 
ewiger Dauer. Gerade der dynam isdien Volkswirt­
sdiaft entwideelter Industriegesellsdiaften ist eine la­
tente Tendenz zur Transformation inhärent.‘)

Indessen bleibt — ungeaditet möglidier politisdier 
Implikationen dieses sog. „Dritten W eges“ zwisdien 
Kapitalismus und Planwirtsdiaft für eine künftige 
W iedervereinigung Deutsdilands — die grundsätzlidie 
Frage nadi der Legitimität und der Effizienz der wirt- 
sdiaftlidien Mitbestimmung. Diese Frage ist an jede 
politisdie und ökonomisdie Institution zu riditen, die 
den Ansprudi erhebt, mit den Prinzipien einer frei- 
heitlidi dem okratisdien Gesellsdiaftsordnung über- 
einzustimmen.^)

Beide MaBstäbe sind untrennbar m iteinander ver­
knüpft. Wo einerseits eine nodi so große Effizienz auf 
die Dauer ein Übermaß an Illegitimität unerträglidi 
werden läßt, entsdiuldigt andererseits ein nodi so 
hohes Maß an demokratischer Legitimität nicht die per­
m anente Leistungsunfähigkeit. Das gilt gleidiermaßen 
für die Institution wie für ihre Träger.

In der Bestimmung des „riditigen“ Maßes liegt der 
Zündstoff für politisdie Konflikte. Diese können audi

•) Vgl. dazu: Die G ew erksdiaften  fordern erw eite rte  M itbestim ­
mung, Z eitgespräd i in  WIRTSCHAFTSDIENST Heft 8, 1968 (48. Jg .), 
S. 303 ff.

1) Vgl. J . K. G a l b r a i t h :  The N ew  Industrial S tate. London 
1968.
2) Vgl. hierzu Th. E 11 w e i n : E inführung in die Regierungs­
und V erw altungslehre. S tu ttgart 1966, S. 171 f.
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durch die W issensdiaft prinzipiell nidit gelöst, wohl 
aber in rationale Bahnen gelenkt werden.

Unter diesem doppelten Aspekt von Legitimität und 
Effizienz ist jener große gesellsdiaftspolitisdie Prob- 
lem bereidi zu sehen, der sidi als zentraler Punkt in 
der bisherigen Diskussion um die Mitbestimmung er­
wiesen hat: das Problem der sozialen M aditverteilung.

DIE LEG IT IM A TIO N  DER GEW ERKSCH A FTEN

In einem Land, in dem das M ißtrauen gegen die M adit 
der Unternehmer aufgrund bitterer historisdier Er­
fahrungen derart virulent ist wie in der Bundesrepu­
blik, stößt jede Forderung nadi ihrer Begrenzung und 
Kontrolle von vornherein auf ein weites positives 
Edio. W enn sidi indessen die Gewerksdiaften als 
Exekutoren dieser M aditkontrolle durdi Mitbestim­
mung präsentieren und dies mit der Berufung auf V er­
tretung des Gemeinwohls legitimieren, dann ist in 
zweifadier Hinsidit Kritik angebradit.

Im Gegensatz zu den politisdien Parteien sind sie w e­
der quantitativ nodi qualitativ mit einer Gemein­
wohlfunktion betraut. Q uantitativ nidit, da sie ihr 
M andat lediglidi von einer sozialen Gruppe, eben der 
Arbeitnehmersdiaft, ableiten können und hier audi 
nur von jenem  Teil, der gew erksdiaftlidi organisiert 
ist., Aber selbst der organisierten A rbeitnehm ersdiaft 
sdieint; es heute in ihrer Mehrzahl trotz einer über 
hundertjährigen ideologisdien M itbestimmungstradi­
tion und fast zwanzigjährigen Mitbestimmungspraxis 
am rediten Mitbestimmungsbewußtsein zu mangeln. 
Jedenfalls ist dies als Ergebnis aus den bisherigen 
empirisdi-soziologisdien Untersudiungen zu entneh­
men.®)

Ansdieinend fehlt es der Arbeitnehm ersdiaft bis jetzt 
an einem objektiven Mitbestimmungsbedürfnis; denn 
daß die Gewerksdiaften angesidits der Bedeutung, die 
sie der Mitbestimmung beimessen, n id it alles versudit 
hätten, eine entsprediende Bewußtseinsbildung bei 
ihren M itgliedern zu fördern, dürfte außer Frage 
stehen. N idit zuletzt dieses Sadiverhaltes wegen ließ 
der DGB unlängst verlautbaren, daß ein Streik zur 
Durdisetzung seiner Mitbestimmungsforderung nodi 
in dieser Legislaturperiode unter keinen Umständen 
in Aussidit genommen würde.

Ist der Gemeinwohlanspruch der Gewerksdiaften m it­
hin quantitativ nidit zu rechtfertigen, so wird er unter 
qualitativem A spekt n id it haltbarer. Die weitgehende 
Integration des Arbeitnehmers in  die Gesellsdiaft als 
ein echter Beitrag zur Förderung des Gemeinwohls 
ist zwar im wesentlichen der Existenz von Gewerk­
schaften — und wohl auch einer sich ausdehnenden 
Arbeits- und Sozialgesetzgebung — zu verdanken,

kaum aber der Institution Mitbestimmung. Audi durch 
die wirtsdiaftliche Mitbestimmung ist bei dem einzel­
nen Arbeitnehmer die grundlegende didiotomisdie Be­
wußtseinslage von „unten“ und „oben" innerhalb der 
betrieblichen Hierardiie nidit verändert worden.

Der gew erksdiaftlidie Ansprudi auf legitime V ertre­
tung des Gemeinwohls in Sachen Mitbestimmung 
reidit somit weder quantitativ noch qualitativ aus, um 
den V erdadit auf ideologisdie V ersdileierung eines 
Partialinteresses ganz auszuschließen. Natürlich bleibt 
den Gewerksdiaften wie jeder w irtsdiaftlidien Inter­
essengruppe der Versuch unbenommen, ihre Einzel- 
interessen durdizusetzen. Der Glaubwürdigkeit ihres 
Mitbestimmungsanliegens w äre es jedoch auf die 
Dauer zuträglidier, wenn sie es audi offen als eigenes 
Interesse verfediten würden.

EFF IZ IEN Z  DER M ITBESTIM M U NG

Auf den ersten Blick scheint auch auf die M itbestim­
mung der Arbeitnehm er das G albraithsdie Konzept 
der „countervailing power" anwendbar zu sein. Wo 
oligopolistisdie und m onopolistisdie M arktstrukturen 
die M aditkontrolle durch den W ettbewerb nicht mehr 
gewährleisten, verhindert die Gewerksdiaft durch die 
Mitbestimmung intern, was extern offenbar n id it zu 
verm eiden ist: näm lidi den M ißbraudi sozio-ökono- 
misdier Machtpositionen seitens der Unternehmer.

Nun zeigt aber die fast 20jährige Erfahrung m it der 
Montanmitbestimmung, daß die M itbestimmungsträger 
dort, wo sidi die wirtschaftliche M adit am deutlichsten 
manifestiert, näm lidi in der Konzentrations-, der Preis- 
und der Absatzpolitik eines Unternehmens, gar nidit 
unm ittelbar eingegriffen haben, sondern ,— die Kon­
zentrationen — eher nodi gefördert haben.^) Diese 
Tatsadie wird durch den Erfahrimgshorizont der be­
trieblichen, aber auch der außerbetrieblidienM itbestim - 
mungsträger verständlidi, der vornehmlidi. vom Pro­
duktionsbereich her geprägt ist. Die Mitbestimmungs­
träger müssen sidi zudem periodisch den von ihnen 
Repräsentierten zur W ahl stellen und haben in ge­
wissem Umfang deren Interessenlage zu berücksiditi- 
gen, um ihre W iederwahl zu sidiern. Dabei wird der 
Erhaltung und besseren Ausgestaltung des A rbeits­
platzes, einer günstigeren Lohn- und Freizeitregelung 
sowie verstärkten  betrieblichen Sozialleistungen eine 
hohe Priorität eingeräumt.®)

U N G EN U TZTE CH A N CEN

Auch die große Chance der Gewerkschaften, durdi 
koordiniertes Vorgehen aller Mitbestimmungsträger, 
insbesondere der von den Gewerkschaften delegierten 
Arbeitsdirektoren, die bestehenden sozio-ökonomi-

3) Vgl. h ierzu  die em pirisdi-soziologisdien A rbeiten  von N e u - 
l o h ' ,  P i r k e r / B r a u n ,  P o p i t z / B a h r d t ,  B l u m e  
und P o t t h o f £ / D u v e r n e l i  sowie jüngst die M einungs­
um frage des EM NID-Instituts über die „W irksam keit der e rw ei­
te rten  M itbestim m ung auf d ie A rbeitnehm ersdiaft". B ielefeld 1966,

4) Vgl. F. V  o i g t  : D ie M itbestim m ung der A rbeitnehm er in den 
U nternehm en; in : Zur Theorie und Praxis der M itbestim m ung. 
H rsg. V o i g t / W e d d i g e n .  Sehr, des V ereins fü r Soc.Pol. NF 
24/1. Berlin 1962, S. 382.
5) Vgl. die M einungsum frage des EM NID-Instituts, S. 39.
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sehen M achtverhältnisse zu ihren Gunsten zu verän­
dern, ist bisher nicht genutzt worden.®) Zu sehr sind 
die A rbeitnehm ervertreter an die unternehmerische 
Verantwortung, vor allem an die gesetzlich verankerte 
Schweigepflicht gebunden, zu häufig divergieren aber 
auch die Interessen der betrieblidien und der außer­
betrieblichen Mitbestimmungsträger, die durdi die un- 
tersdiiedlidien Abhängigkeitsverhältnisse bestimmt 
werden.
Wenn in diesem Zusammenhang der Sadiverständi- 
genrat zur Begutaditung der gesam twirtsdiaftlidien 
Entwicklung in seinem Jahresgutachten 1965/66 die im 
internationalen Vergleich gering anmutende Streik­
aktivität der deutschen Gewerkschaften als Ausdrudi 
der u. a. durch die w irtschaftlidie Mitbestimmung ver­
besserten industriellen Beziehungen zwischen den So­
zialpartnern w ertet,’) so mag hierin unter dem Aspekt 
gesamtwirtschaftlichen W adistum s ein Positivum ge­
sehen werden; für die gewerkschaftlidie M aditposi­
tion hingegen w irkt sie sidi eher negativ aus. Denn 
mit dem Streik als Mittel zur Durdisetzung ihrer Forde­
rungen begibt sidi jede Gewerksdiaft einer ihrer 
sdiärfsten Waffen.
Mithin erweist sidi die wirtsdiaftliche Mitbestimmung, 
jedenfalls so w ie sie bisher praktiziert w orden ist, als 
ein wenig effizientes Mittel, um eine Umverteilung 
der Machtchancen zugunsten der Arbeitnehm er zu er­
reidien. Vieles deutet darauf hin, daß sie vielmehr 
geeignet ist, eine tendenzielle Schwädiung der ge- 
werksdiaftlidien Position hervorzurufen; eine Ten­
denz, die nodi durdi eine Gesellsdiaftsordnung U nter­
stützung findet, in der die etablierten sozio-ökono- 
misdien Machtpositionen der „haves" gegenüber den 
auf Veränderung drängenden „have-nots“ grundsätz­
lich verteidigt werden.

G EFÄ H R D U N G  V O N  ARBEITN EH M ERIN TERESSEN

Ob allerdings die wirtsdiaftliche Mitbestimmung lang­
fristig diesen M achtinteressen der Gewerkschaften en t­
gegenkommt, bleibt insbesondere dann fragwürdig, 
wenn sie auf alle Großunternehmen ausgedehnt 
würde.
Sicher steckt in der Verfolgung der Mitbestimmung 
ein starkes integratives und dam it zumindest ein 
maditerhaltendes Moment. So ist sie letztlich jenes 
gemeinsame ideologisdie Banner gewesen, auf das 
alle Gewerksdiaften — diristliche wie sozialisüsdie — 
nadi Kriegsende unbeschadet ihrer sonstigen weltan- 
sdiaulichen Gegensätze den Fahneneid zur Solidarität 
ablegen konnten.*) Desgleichen ha t sie in den einzel­
nen Gewerksdiaften entsdieidend zur Integrität der 
Funktionäre beigetragen, indem sie ihnen gleidisam 
als „Verdienst- und Treueprämie" Mitbestimmungs­
positionen offerierte.

6) Vgl. F. V o i g t ;  a .a .O ., S. 502.
7) Vgl. Jahresgu tad iten  1965/66 des Sad iverständ igenrats  zur Be­
gutaditung der gesam tw irtsd iaftlid ien  Entw iddung, Ziff. 96.
8) H. J . S p i r  o ; The Politics of Germ an C odeterm ination. Cam­
bridge/M ass. 1958, S. 47 f.

Dennoch sind einige bedrohliche Tendenzen nidit ganz 
von der Hand zu weisen, die sidi aus einer struk­
turellen W idersprüchlichkeit der Institution M itbe­
stimmung im V erhältnis zur Gewerkschaft — als de­
zidierte V ertretung von Arbeitnehm erinteressen — 
sowie im Verhältnis der Sozialpartner zueinander er­
geben können.

M it der Übernahme von „positiven H errsdiaftsrollen“ 
durch Repräsentanten der Mitbestimmung wird näm- 
lid i der prinzipiell unaufhebbare soziale Konflikt nicht 
nur nicht beseitigt®), sondern wächst vielmehr die Mög- 
lidikeit, einer öffentlichen Austragung von Konflikten 
zwischen den Sozialpartnern durch interne „gentlemen- 
agreements" zwischen Management und Mitbestim­
mungsträgern aus dem W ege zu gehen. Daß derartige 
nicht-öffentlich ausgehandelte Kompromisse häufig zu 
Lasten Dritter gehen — oft genug der Konsumenten und 
damit audi der Arbeitnehm er —, is t eine Erfahrungs­
tatsache. H ier könnte also M achtteilhabe durdi M itbe­
stimmung letztlich eine V erkehrung der Fronten be­
wirken, indem sich die Organisation gegen die Inter­
essen ihrer M itglieder stellt. Denn daß die Gewerk­
schaften ihre M itbestimmungsträger desavouieren und 
etwa in konkreten Situationen nicht auf deren Linie 
einsdiw enken würden, ist wenig wahrscheinlidi.

So war es ausschließlich dem Eingreifen von A rbeits­
direktoren zu verdanken, daß es in den Tarifkon­
flikten im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie vom 
Herbst 1955 und Frühjahr 1958 nicht zum A rbeits­
kampf kam, die IG METALL von ihren ursprünglidien 
Lohnforderungen abwich und einem Kompromiß zu­
stimmte.

Es scheint, daß der durdiaus positiv zu bewertenden 
Chance einer versachlichten A ustragung industrieller 
Konflikte durch die Mitbestimmung zumindest eine 
partielle Interessenaufgabe auf seiten der Gewerk­
schaften gegenübersteht. Tatsächlich zwingen AKTIEN­
GESETZ wie Satzung der jeweiligen Gesellschaft die 
Repräsentanten der Mitbestimmung in die volle un- 
ternehm erisdie Verantwortung, die — wenn es die 
wirtsdiaftliche Lage des Unternehmens erfordert — 
u. U. eine Hintanstellung unm ittelbarer Arbeitnehm er­
interessen verlangen kann.

Wo jedoch die Interessen der Repräsentierten und die 
der Repräsentanten langfristig zu stark voneinander 
abweichen, mithin eine Interessenidentifikation auf 
die Dauer w eder objektiv noch subjektiv möglidi er­
scheint, wächst die Gefahr einer zunehmenden Ent­
fremdung zwischen beiden Gruppen, die entweder in 
eine Abkehr der M itglieder von ihrer Organisation 
oder in ihre Radikalisierung einmünden kann.

Die machtpolitisdie Konsequenz w äre nidit nur — in 
Umkehrung des ursprünglichen Gewerkschaftsanlie­
gens — eine potentielle Desintegration der Arbeit­
nehmer, sondern mehr noch eine akute Existenzbedro-

9) Vgl. R. D a h r e n d o r f ;  Zu einer Theorie des sozialen Kon- 
flikts; in : H am burger Jahrbuch für W irtsd iafts- und G esellsdiafts­
politik . 3. Jg . Tübingen 1958, S. 88.
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hung der Gewerksdiaften als Organisation überhaupt. 
N ur insoweit es ihnen möglidi ist, ihr M itbestim­
mungsanliegen zu dem ihrer M itglieder zu madien 
und deren Interessenlage zu verändern, kötmen sie 
diesen langfristigen Folgen entgehen.
W enn ihr allerdings diese „Umfunktionierung“ gelin­
gen sollte, ergeben sidi n id it m inder gravierende 
Probleme. Für den einzelnen Arbeitnehmer, ob orga­
nisiert oder n id it organisiert, w ürden sid i angesidits 
der gew erksdiaftlidien Omnipräsenz in den Führungs­
organen aller Großunternehmen zwangsläufig neue 
Abhängigkeitsverhältnisse herausbilden.*“) W o dem 
bereits Organisierten eine Aufkündigung seiner Mit- 
gliedsdiaft als zu riskant ersdieinen mag, weil er wirt- 
sdiaftlidie N aditeile befürditet, wird das Niditmit- 
glied aus denselben Gründen veranlaßt, unverzüglidi 
einer Gewerksdiaft beizutreten. In ihrer W irkung 
käme diese „Zwangssolidarisierung“, die nodi nidit 
einmal auf objektivem Zwang seitens der M itbestim­
m ungsträger oder der Gewerksdiaften zu beruhen 
braudit, einem industrieweiten „closed shop“ gleidi und 
w äre als ein Sdiritt zum viel besdiworenen syndika- 
listisdien „Gewerksdiaftsstaat" zu werten.
10) Die ca. 400 Unternehm en, die gemäß der Forderung des DGB 
un ter die w irtsd iaftlid ie  M itbestim m ung fielen, besd iäftigen  nad i 
Sdiätzungen des D eutsdien Industrie institu ts  etw a 50 V» aller in 
der Industrie  tä tigen  A rbeitnehm er.

Unter diesem A spekt gewiimt die von den DGB-Ge- 
w erksdiaften gegenüber anderen m inderheitlidien Ar­
beitnehm erorganisationen verfolgte Politik der syste- 
m atisdien Repression in Sadien Mitbestimmung einen 
für die freiheitlidi dem okratisdie Gesellsdiaftsordnung 
gefährlidien Akzent. In der Tat erhebt sidi bei einer 
potentiellen gew erksdiaftlidien M aditsteigerung die­
ses Ausmaßes die uralte Grundsatzfrage nad i dem 
W äditer, der die W äditer bew adit. Das bisherige 
m aditpolitisdie W ohlverhalten der M itbestimmungs­
repräsentanten und ihrer G ewerksdiaften mag aus 
taktisdien Erwägungen, aus Unerfahrenheit mit der 
Institution Mitbestimmung und ihren M öglidikeiten 
oder aus gesam tw irtsdiaftlidier V erantwortung her­
aus erfolgt sein, es ist ganz sidier keine institutionali­
sierte Tugendgarantie auf Dauer. S taatlidie M adit­
kontrolle als ultima ratio aber würde letztlidi zur 
Aufhebung der Tarifautonomie führen.

So sehr den G ewerksdiaften angesidits der bestehen­
den sozio-ökonomisdien M aditverhältnisse ein  Zu­
w adis an M aditdiancen zu w ünsdien wäre, um einem 
angestrebten M aditgleidigewidit zwisdien den Sozial­
partnern näher zu kommen, so wenig sdieint nad i 
aller bisherigen Erfahrung die w irtsdiaftlidie M itbe­
stimmung das geeignete M ittel dazu zu sein.

Nicht nur heute und morgen wollen wir unsere Kunden 
zufriedenstellen. Wir denken schon jetzt an übermorgen. 

Darum überlassen wir nichts dem Zufall. Das heißt: 
Forschung, Planung und Ausbildung gelten uns ebensoviel

wie Produktion und Verkauf.

Unsere 10 Werke in Deutschland produzieren nach 
modernsten i\/!ethoden: sie haben qualifizierte Mitarbeiter, 

die als ausgebildete Fachleute zu uns kommen und bei 
uns in Kursen, in Seminaren und am Arbeitsplatz 

laufend weiter geschult werden, um sich aller notwendigen 
Hilfsmittel und Informationen bedienen zu können.

Dem Fachmann stehen alle modernen, technischen, 
organisatorischen und wissenschaftlichen Einrichtungen 

unserer Unternehmensgruppe zur Seite. 
Die Planungsabteilung, die Marktforschung, die zentrale 

Datenverarbeitung liefern für jede Entscheidung 
die nötigen Unterlagen und Daten. Unser zentrales 

Forschungsinstitut und mehrereWerkslaboratorien arbeiten 
schon heute daran, die Probleme der Zukunft zu lösen.

Neuzeitliche Werke, geschulte 
Fachkräfte, international anerkannte 
Markenartikel und Industrieerzeugnisse; 
trotzdem: wir bieten noch mehr! 
Beratung und Service werden bei uns 
groß geschrieben. Für jede Kunden­
gruppe — für Hausfrauen, Sportler, 
Mütter mit Kleinkindern, Krankenhäuser 
und Großküchen oder unsere zahl­
reichen Industriekunden — stehen 
erfahrene Beraterteams bereit. 
Europäische Zentren für Anwendungs- 
technlk beraten Kunden der 
verschiedensten Industriebranchen 
aus ganz Europa.

Für die Maizena Gruppe gelten drei 
Forderungen: der beste Mann, das 
beste Produkt, der beste Service. 
Forderungen, die erst recht für morgen 
Gültigkeit haben; denn wir sind 
dem Fortschritt verpflichtet.

MAIZENA 
GRUPPE
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